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Rahmenvertrag zwischen der Landeshauptstadt Hannover und 

der hanova KOMMUNAL GmbH 

 

§1 Vertragsparteien 

Dieser Vertrag wird geschlossen zwischen: 

 der Landeshauptstadt Hannover, vertreten durch [Name, Funktion], nachfolgend 

„Kommune“ genannt, 

 und der hanova KOMMUNAL GmbH, eine 100%ige Tochtergesellschaft der Kommune, 

vertreten durch [Name, Funktion], nachfolgend „Tochtergesellschaft“ oder „Auftragnehmer“ 

genannt. 

§2 Vertragsgegenstand 

Gegenstand dieses Rahmenvertrags ist die Planung, Durchführung und Abwicklung von Maßnahmen 

zu:  

 der energetischen und baulichen Sanierung öffentlicher Gebäude,  

 dem Neubau öffentlicher Gebäude im Gebiet der Kommune,  

 der Sanierung, Erweiterung und dem Neubau von Schulgebäuden einschließlich Sporthallen 

und Außenanlagen,  

 der Errichtung, Instandhaltung und Modernisierung von Flüchtlingsunterkünften,  

 der Errichtung, Instandhaltung und Modernisierung von Einrichtungen zur Unterbringung 

obdachloser Personen. 

 dem Betrieb von öffentlichen Gebäuden und kommunaler Infrastruktur. Mit Ausnahme der 

Objekte für die Unterbringung von Obdachlosen und Geflüchteten bleiben die bestehenden 

Kompetenzen bzw. Zuständigkeiten für Betrieb und Instandhaltung bei der Kernverwaltung 

der Landeshauptstadt Hannover erhalten. 

 dem Erwerb von Gebäuden und Grundstücken 

Die Leistungen werden im Einzelfall durch eine Einzelbeauftragung auf Basis dieser 

Rahmenvereinbarung konkretisiert. Die den jeweiligen Einzelauftrag erteilende Stelle der 

Landeshauptstadt Hannover (LHH) ist der jeweils fachlich zuständige Auftraggeber im Sinne dieser 

Rahmenvereinbarung (nachfolgend „Auftraggeber“ genannt). Es ist dabei zum Zeitpunkt des 

Vertragsschlusses insbesondere vorgesehen, dass die Aufträge vom Fachbereich Gebäudemanagement 

und Fachbereich Gesellschaftliche Teilhabe erteilt werden. 

Die Beauftragung der Tochtergesellschaft durch die Kommune erfolgt im Rahmen einer Inhouse-

Vergabe gemäß § 108 GWB, ohne Durchführung eines förmlichen Vergabeverfahrens. 

 

§3 Voraussetzungen der Inhouse-Vergabe 

Die Vertragsparteien bestätigen, dass die Voraussetzungen für eine Inhouse-Vergabe erfüllt sind: 

1. Kontrollkriterium: Die Kommune übt über die Tochtergesellschaft eine Kontrolle aus, die 

der über eigene Dienststellen entspricht. Dies erfolgt durch: 

o Alleinige Gesellschafterstellung, 

o Weisungsrechte und Zustimmungsvorbehalte gem. Gesellschaftsvertrag 
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2. Tätigkeitskriterium: Die Tochtergesellschaft erbringt mindestens 80 % ihrer Leistungen für 

die Kommune und deren Einrichtungen. 

3. Keine Drittbeteiligung: Es bestehen keine Beteiligungen oder Mitbestimmungsrechte Dritter. 

Die Tochtergesellschaft verpflichtet sich, diese Voraussetzungen dauerhaft zu erfüllen und im Falle 

von Abweichungen die Kommune frühzeitig zu unterrichten. 

 

§4 Aufgaben der Tochtergesellschaft 

Die Tochtergesellschaft übernimmt im Rahmen dieses Vertrags entsprechend der konkreten 

Einzelbeauftragung (s.o.) für öffentliche Gebäude, kommunale Immobilien und kommunale 

Infrastruktur insbesondere folgende Aufgaben: 

 Projektentwicklung und -steuerung 

 Ausschreibung und Vergabe von Planungs- und Bauleistungen 

 Bauüberwachung und Qualitätskontrolle 

 Kosten- und Terminmanagement 

 Fördermittelmanagement 

 Dokumentation und Übergabe an den Auftraggeber 

 

§5 Leistungsvergütung und Aufschlag 

1) Kostenbasis und Leistungsaufschlagskalkulation 

Für den Fall, dass in den Einzelaufträgen keine abweichenden Regelungen vereinbart sind, gilt 

folgendes: 

 

Die Tochtergesellschaft stellt dem Auftraggeber die Projektkosten auf Grundlage der 

tatsächlich angefallenen und nachgewiesenen Aufwendungen in Rechnung. 

o Unmittelbare Projektkosten (z. B. Personalstunden im Projekt, Material, 

Fremdleistungen) werden ohne Leistungsaufschlag weiterberechnet. 

o Mittelbare Kosten (z. B. Verwaltung, Infrastruktur, IT, allgemeine 

Projektorganisation), die sachgerecht und nachvollziehbar dem Projekt zugeschlüsselt 

werden, bilden die alleinige Basis für die Leistungsaufschlagskalkulation. Auf diese 

mittelbaren Kosten wird ein geringer marktüblicher Leistungsaufschlag erhoben, 

der die Deckung von Projektsteuerung, Koordination, Dokumentation und sonstigen 

administrativen Leistungen sicherstellt. Die Höhe des Leistungsaufschlags wird nicht 

im Rahmenvertrag festgelegt, sondern durch einen extern ermittelten, 

marktkonformen Satz bestimmt. Dieser Satz wird in den jeweiligen Einzelaufträgen 

übernommen. 

 

Hinweis: Es besteht das Ziel, die Leistungsaufschläge gering zu halten. Die konkrete 

Gestaltung befindet sich aktuell noch in der steuerlichen Prüfung und könnte ggfs. 

dazu führen, dass u.a. entgegen der Darstellung im Vertragstext auch ein Aufschlag 

für die unmittelbaren Projektkosten vereinbart werden muss. 
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2) Anlaufkostenregelung 

o Definition: Anlaufkosten sind Aufwendungen für Gründung, Aufbauorganisation, 

Erstbeschaffung von Infrastruktur und sonstige projektübergreifende 

Startmaßnahmen. 

o Verteilung: Diese Kosten werden zeitlich befristet (maximal 24 Monate ab 

Gesellschaftsgründung) auf die jeweils nachfolgenden Projekte verteilt. 

o Zuschlüsselung: Die Verteilung erfolgt nach einem sachgerechten Schlüssel (z. B. 

Projektvolumen, Flächenanteile oder Personalstunden). 

o Begrenzung: Nach Ablauf der Frist von 24 Monaten dürfen keine weiteren 

Anlaufkosten auf neue Projekte umgelegt werden; nicht abgerechnete Beträge sind bis 

dahin vollständig verteilt. 

o Liquidität: Für die Sicherstellung der Liquidität der Gesellschaft wird mit Gründung 

eine Einlage i.H.v. 5 Mio. € bereitgestellt; eine gesonderte Pauschalvergütung entfällt. 

 

3) Open-Book-Verfahren  

Die Parteien vereinbaren ein Open-Book-Verfahren, in dem sämtliche relevanten 

Kostenbestandteile inkl. externer Rechnungen offengelegt werden. Der Auftraggeber erhält 

Einsicht in die Kalkulationsgrundlagen, um die Angemessenheit der Kosten und des 

Aufschlags nachvollziehen zu können. 

 

 

4) Besondere Anforderungen  

Bei außergewöhnlichem Projektumfang oder besonderen Anforderungen kann eine Anpassung 

der Kalkulationsgrundlagen und des Aufschlags einvernehmlich vereinbart werden. 

 

 

§6 Abrechnung und Liquiditätsbereitstellung 

Die Tochtergesellschaft rechnet die Projektkosten je Auftraggeber der LHH einschließlich des 

vereinbarten Leistungsaufschlags auf Grundlage des jeweiligen Einzelauftrags ab. Pro Einzelauftrag 

der LHH können in regelmäßigen Abständen, höchstens jedoch bis zu alle 14 Kalendertage, 

Abschlagsabrechnungen an den jeweiligen Auftraggeber gestellt werden. Aus den 

Abschlagsabrechnungen muss die Projektzuordnung ersichtlich sein, es sind jedoch Auftraggeber 

bezogene Sammel-Abschlagsabrechnungen über mehrere Projekte zulässig. Abschlagsabrechnungen 

können Abschlagszahlungen bis zu 100 % der im Einzelauftrag vereinbarten Kosten (einschließlich 

mittelbarer Kosten) ausweisen, wobei sich die Inrechnungstellung der externen Kosten an deren 

geplanten Mittelabfluss orientieren soll, der mit der jeweiligen Abschlagsabrechnung auf Anforderung 

entsprechend nachzuweisen ist. Abschlagsabrechnungen können, sofern im Einzelauftrag nichts 

Abweichendes geregelt ist, ohne Nachweis eines Projektfortschritts erfolgen. Nach Projektende bzw. 

nach vollständiger Leistungserbringung erstellt die Tochtergesellschaft eine prüffähige 

projektbezogene Schlussrechnung (Spitzabrechnung). In dieser werden die tatsächlich entstandenen 

und nachgewiesenen Projektkosten einschließlich Leistungsaufschlag den bereits geleisteten 

Abschlagszahlungen gegenübergestellt; sich ergebende Differenzen (Über- oder Unterzahlungen) sind 

auszugleichen. Für Abschlagsabrechnungen gilt ein Zahlungsziel von 14 Tagen nach Rechnungsdatum, 

soweit der Einzelauftrag nichts Abweichendes regelt. Für Schlussrechnungen kann im Einzelauftrag 

ein abweichendes, ggf. längeres Zahlungsziel vereinbart werden. Die Tochtergesellschaft führt je 

Einzelauftrag bzw. Projekt ein separates Projektkonto und dokumentiert alle Mittelverwendungen 

nachvollziehbar. 
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§7 Berichtswesen und Kontrolle 

 Die Tochtergesellschaft berichtet dem Auftraggeber der Einzelaufträge regelmäßig 

(mindestens quartalsweise) über den Stand der Projekte. 

 Der Auftragnehmer berichtet dem Auftraggeber umgehend in der Form eines 

Zwischenberichts wenn 

a)  Abweichungen betreffend dem im Einzelauftrag definierten Zeitrahmen ersichtlich 

werden oder 

b) Abweichungen betreffend dem im Einzelauftrag zu Grunde liegenden Kostenrahmen 

ersichtlich werden, 

c) ansonsten nur bei wesentlichen Abweichungen oder Risiken. 

 Der Auftraggeber behält sich das Recht zur Prüfung und Kontrolle vor. 

 

§8 Haftung und Versicherung 

 Die Tochtergesellschaft haftet im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen. 

 Sie verpflichtet sich, eine ausreichende Haftpflichtversicherung für ihre Tätigkeit 

abzuschließen. 

 

§9 Vertragslaufzeit und Kündigung 

 Der Rahmenvertrag tritt am [Datum] in Kraft und gilt zunächst bis zum 31.12.2030 und 

verlängert sich im Falle der Nichtkündigung um jeweils drei Jahre. 

 Eine Kündigung ist mit einer Frist von 6 Monaten zum Jahresende möglich. 

 Bereits erteilte Einzelaufträge werden unabhängig von der Kündigung des Rahmenvertrages 

vertragsgemäß abgeschlossen. 

 

§10 Schlussbestimmungen 

 Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags bedürfen der Schriftform. 

 Sollten einzelne Bestimmungen unwirksam sein, bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam. 

 Gerichtsstand ist [Ort]. 

 

 

Hannover, den  

 

________________________________   _______________________________ 

Landeshauptstadt Hannover    hanova KOMMUNAL GmbH 

(Kommune)      (Tochtergesellschaft) 


